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﻿ 5

Vorwort

Das Familien- und Personenrecht schläft nie, wobei seit der letzten Auflage 
vor allem der Gesetzgeber für Bewegung gesorgt hat. Die Neuauflage steht 
ganz unter dem Eindruck der Namensrechtsreform des Jahres 2024: Mit 
dem Gesetz zur Änderung des Ehenamens- und Geburtsnamensrechts und 
des Internationalen Namensrechts vom 11. 6. 2024 hat der deutsche Gesetz-
geber das Sachrecht punktuell liberalisiert, durch die Möglichkeit von Dop-
pelnamen als Ehe- und Geburtsnamen und zahlreiche Namensneubestim-
mungstatbestände, von denen die Bürger teils auch anlasslos nach Errei-
chen der Volljährigkeit Gebrauch machen können. Neuland betritt das deut-
sche Namensrecht mit der Inkorporation minderheitlicher und ausländi-
scher Namenstraditionen. Die klassischen Namensfunktionen – Individua-
lisierung und Klassifizierung – weichen zunehmend der Selbstdarstellungs-
funktion des Namens. Auf völlig neue Füße gestellt hat der Reformgesetzge-
ber das Namenskollisionsrecht, speziell durch den Wechsel vom Staatsange-
hörigkeits- zum Aufenthaltsprinzip, ergänzt durch eine allgemeine Rechts-
wahlmöglichkeit zugunsten des Heimatrechts. Es bleibt zu hoffen, dass die 
zahlreichen offenen Fragen, die dieses umfangreiche Reformgesetz auf-
wirft, rasch die Gerichte erreichen; die Standesämter sollten großzügig von 
der Möglichkeit der Zweifelsvorlage nach § 49 Abs. 2 PStG Gebrauch machen.

Aber nicht nur das neue Namensrecht war einzuarbeiten  – eine ange-
sichts der Komplexität der Regelungen alles andere als einfache Aufgabe. 
Neue Akzente im Familien- und Personenrecht hat der Gesetzgeber auch 
durch das Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechts-
eintrag vom 19. 6. 2024 und durch das Gesetz zum Schutz Minderjähriger bei 
Auslandsehen vom 24. 6. 2024 gesetzt. Zu berücksichtigen waren aber auch, 
wie bei jeder Neuauflage dieses Werkes, neuere Rechtsprechung und Litera-
tur, wobei das Werk auf dem Stand von Heft 2/2025 der StAZ ist.

Für wertvolle Unterstützung bei der Vorbereitung der Neuauflage danke 
ich den Mitarbeitern meines Lehrstuhls, vor allem Charlotte Wendland. Zu 
Dank verpflichtet bin ich auch der großen Personenstandsfamilie: den Lan-
desfachverbänden und dem Bundesverband für die zahlreichen Foren, auf 
denen familien- und personenrechtliche Fragen diskutiert werden können, 
den Mitgliedern des Wissenschaftlichen Beirat des Bundesverbands für den 
regen Austausch zu aktuellen Entwicklungen und der Schriftleitung der 
StAZ für die hervorragende Stoffauswahl im allmonatlichen Heft.

Für diese Auflage gilt angesichts der zahlreichen Neuregelungen ganz be-
sonders: Für Hinweise auf Fehler oder Ungenauigkeiten (gerne auch direkt 
an anatol.dutta@lmu.de) bin ich der Leserschaft sehr verbunden.

München, im Februar 2025
Anatol Dutta
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6 Vorwort

Aus dem Vorwort zur 2. Auflage

Die Geschichte des vorliegenden Buches ist verschlungen. Es ist hervorge-
gangen aus dem von Franz Massfeller und Werner Hoffmann begründeten 
und später von Reinhard Hepting und Berthold Gaaz fortgeführten Kom-
mentar zum Personenstandsrecht. Die Personenstandsrechtsreform von 
2009 gab dem Verlag und den damaligen Autoren den Anstoß, die bisherige, 
auf drei Ordner verteilte Loseblattsammlung als Dokumentation des bis zur 
Reform bestehenden Rechtszustands bestehen zu lassen und die Neube-
arbeitung mit gestrafftem Inhalt auf selbständige Einzelbände umzustel-
len: Der Band 1 (Ordner I und II) des Ursprungswerks fand Fortsetzung im 
Handkommentar zum Personenstandsgesetz von Gaaz/Bornhofen […]. 
Band 2 wurde mit dem vorliegenden Handbuch (Ordner III) fortgeführt […].

Durch den unerwarteten und – vor allem – viel zu frühen Tod von Rein­
hard Hepting (Nachruf von Gaaz, StAZ 2013, 33) wurde eine Lücke gerissen, 
die nur schwer zu füllen sein wird. Dennoch habe ich nicht gezögert, die Be-
arbeitung dieses Standardwerks zum personenstandsrelevanten Familien-
recht zu übernehmen, freilich in vollem Bewusstsein, dass jede Überarbei-
tung potentiell eine Verschlechterung bedeutet.

Die in der familienrechtlichen Literatur einmalige Zielsetzung des Hand-
buchs  – wie sie von Hepting mit großer Konsequenz verfolgt wurde  – soll 
weiterhin bewahrt werden: Das Handbuch wendet sich an die Standesämter, 
ihre Aufsichtsbehörden und an die Personenstandsgerichte und stellt das 
materielle deutsche und internationale Familienrecht mit angrenzenden 
Fragen des Personenrechts dar, soweit es für die Arbeit der Personenstands-
behörden von Bedeutung ist.

Aus dieser Zielsetzung erklären sich Inhalt und Stil der Darstellung. 
Rechtsfragen, die die Standesämter eigenständig beantworten müssen, sind 
ausführlich erörtert; muss nur die Entscheidung eines Gerichts transkri-
biert werden, fällt die Erörterung knapper aus. Die Information baut im We-
sentlichen auf der Rechtsprechung auf; wo diese fehlt, wird die praktika-
belste der im Schrifttum vertretenen Auffassungen bevorzugt, nach Mög-
lichkeit entnommen aus Werken, die den Standesämtern leicht zur Verfü-
gung stehen. Querverweisungen auf das Werk von Gaaz/Bornhofen stellen 
den Bezug zum Personenstandsverfahren her. Die rechtswissenschaftliche 
Diskussion wird dort vernachlässigt, wo sich bereits eine gefestigte und für 
die Standesämter verbindliche Praxis etabliert hat, aber überall dort aufge-
griffen und weitergeführt, wo die Dinge noch im Fluss sind. Ziel ist stets 
eine für die standesamtliche Praxis sinnvolle Lösung. 
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